
DAS KONJUNK TUR- UND KRISENBEWÄLTIGUNGS
PAKET DER BUNDESREGIERUNG

AUFSCHWUNG  
UNTERSTÜTZEN –  

ZUKUNFT GESTALTEN
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des Pakets. Nahezu zu gleichen Teilen verteilt sich 
das Gesamtvolumen auf fünf Bereiche: Existenz-
sicherung, Entlastungen von Steuern und Abgaben, 
Nachfragestimulierung, private und öffentliche  
Investitionen (jeweils rund 30 Mrd. Euro). Für die 
Entlastungen der Kommunen setzt der Bund zu-
sätzlich rund 10 Mrd. Euro ein. Das Gesamtvolumen 
für die Jahre 2020 und 2021 umfasst 130 Mrd. Euro. 
Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass ein Teil der 
Maßnahmen über 2021 hinaus wirkt und entspre-
chend weiterfinanziert werden muss. Bei einigen 
Maßnahmen wird erst im Rahmen der konkreten 
Umsetzung der exakte Finanzrahmen festgelegt 
werden können.

Am 3. Juni 2020 hat der Koalitionsausschuss 
ein Konjunktur- und Zukunftspaket von 
historischem Umfang beschlossen. Mit rd. 

130 Mrd. Euro übertrifft es sogar deutlich die Kon-
junkturmaßnahmen, die 2008 und 2009 infolge der 
Finanzkrise auf den Weg gebracht worden waren 
und sich auf ca. 100 Mrd. Euro beliefen.

Das Paket baut auf bestehenden Hilfspro-
grammen auf und unterstützt Unternehmen ge-
zielt mit Liquidität sowie durch zusätzliche Entlas-
tungen. Zudem stärkt es zeitnah die Nachfrage und 
setzt konjunkturelle Impulse. Das „richtige Timing“ 
spielt für die Wirksamkeit dieses Konjunkturimpul-
ses eine wichtige Rolle. Der Zeitpunkt ist günstig. 
Kontaktbeschränkungen konnten dank eines aus-
reichend verlangsamten Pandemieverlaufs in den 

letzten Wochen sukzessive gelockert werden, und 
das öffentliche Leben nimmt langsam wieder Fahrt 
auf. Gezielte finanzielle Konjunkturimpulse setzen 
Anreize, um private Konsumausgaben und Inves-
titionen zu beschleunigen und auf den Zeitraum 
bis 2021 vorzuziehen. Damit soll eine hohe und 
kurzfristige Multiplikatorwirkung für Wachstum 
und Beschäftigung erreicht werden.

Das Programm enthält auch eine starke in-
vestive Komponente. Damit wird die mittelfristige 
Wettbewerbsfähigkeit gesichert und ein nachhal-
tiger Wachstumspfad in Deutschland angestrebt. 
Zentraler Bestandteil ist die Förderung von mittel- 
und langfristigen Investitionen in wichtige Zu-
kunftsbereiche wie Digitalisierung, Künstliche 
Intelligenz, Wasserstofftechnologien sowie die 
Transformation des Energie- und Mobilitätssektors. 
Tabelle 1 bietet einen Überblick über die Struktur 

KURZFRISTIG EINEN 
STARKEN KONJUNKTUR-
IMPULS SETZEN, LANG-
FRISTIG DAS WACHSTUM 
STÄRKEN

TABELLE 1: ÜBERSICHT ÜBER DIE STRUKTUR DES  
KONJUNKTUR- UND KRISENBEWÄLTIGUNGSPAKETS

MASSNAHME
SUMME 

(GERUNDET)

1) MASSNAHMEN ZUR EXISTENZSICHERUNG 30 MRD. EURO

Überbrückungshilfen und weitere Unterstützungen für 
u. a. gemeinnützige Unternehmen und Kultur

2) ENTLASTUNG VON UNTERNEHMEN UND HAUSHALTEN 30 MRD. EURO

u. a. Ausweitung des steuerlichen Verlustrücktrags, Einführung 
degressive Abschreibung für Abnutzung, Verschiebung der  
Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteuer

13,5 Mrd. Euro

Stabilisierung EEG Umlage & Begrenzung  
Sozialversicherungsbeiträge auf maximal 40%

16 Mrd. Euro

3) STIMULATION DER NACHFRAGE 27 MRD. EURO

Mehrwertsteuer-Senkung bis Ende 2020, Kinderbonus, 
Erhöhung Entlastungsbeitrag für Alleinerziehende, 
Innovationsprämie Kauf Elektroautos

4) PRIVATE INVESTITIONEN 35 MRD. EURO

steuerliche Forschungszulage, Unterstützung 
außeruniversitärer Forschungsorganisationen 2 Mrd. Euro

Digitalisierung 13 Mrd. Euro

Mobilität 8 Mrd. Euro

Energie & Land-/Forstwirtschaft 12 Mrd. Euro

5) ÖFFENTLICHE INVESTITIONEN 35 MRD. EURO

u. a. durch Vorziehen von geplanten Bundesinvestitionen, Investitio-
nen in das Bildungssystem und die Deutsche Bahn, zügige Umset-
zung Online-Zugangsgesetz, Stärkung des Gesundheitssystems  
und humanitärer Hilfe, Mittelaufstockung Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“

ENTLASTUNG VON KOMMUNEN 10 MRD. EURO

u. a. Übernahme von zusätzlichen 25% der Kosten der Unterkunft, 
Kompensation Gewerbesteuereinnahmeausfälle

Investitionen in 
Zukunftsbereiche 
wie Digitalisie-
rung, Künstliche 
Intelligenz,
Wasserstofftech-
nologien und den 
Umbau des Ener-
gie- und Mobili-
tätssektors

IN KÜRZE
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MASSNAHMEN ZUR EXISTENZSICHERUNG 
IN DER KRISE 

Um die Substanz unserer Volkswirtschaft zu erhal-
ten, wird die Bundesregierung wirtschaftliche Exis-
tenzen sichern und gesunden Unternehmen über 
die Corona-Phase hinweghelfen. Ein zentraler Bau-
stein aus Sicht des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) sind die Überbrückungs-
hilfen mit einem Gesamtvolumen von bis zu 25 Mrd. 
Euro. Die Bundesregierung zahlt kleinen und mitt-
leren Unternehmen im Zeitraum Juni bis August 
einen Zuschuss zur Deckung ihrer fixen Betriebs-
kosten, sofern diese von starken Umsatzeinbrüchen 
betroffen sind. (www.bmwi.de/eckpunkte-ueber-
brueckungshilfe) Die Verlängerung des vereinfach-
ten Zugangs zur Grundsicherung und finanzielle 
Anreize zur Sicherung von Ausbildungsplätzen 
schaffen zusätzliche Sicherheit in dieser Krise.

ENTLASTUNGEN VON UNTERNEHMEN UND 
HAUSHALTEN

Trotz der umfangreichen Zuschussprogramme 
müssen viele Unternehmen aufgrund von Umsatz-
einbußen ihre Reserven abschmelzen und Kredite 
aufnehmen. Um der Wirtschaft für den Neustart 
mehr finanziellen Freiraum zu verschaffen, hat der 
Koalitionsausschuss ein ganzes Bündel an Entlas-
tungsmaßnahmen im Gesamtvolumen von rd. 13,5 
Mrd. Euro beschlossen. 

Die zeitlich befristete Erweiterung der steuer-
lichen Verlustrücktragsmöglichkeiten, die einmalige 
Verschiebung der Fälligkeit der Einfuhrumsatzsteu-
er auf den 26. des Folgemonats sowie die Einführung 
einer degressiven Abschreibung für Abnutzung 
(AfA) auf bewegliche Wirtschaftsgüter in den Jahren 
2020 und 2021 verschaffen Unternehmen zeitnah 
zusätzliche Luft. Darüber hinaus entlastet die Ein-
führung eines Optionsmodells bei der Körper-
schaftsteuer die Unternehmen auch mittelfristig. 
Hierdurch können Personengesellschaften steuer-
lich wie Körperschaften behandelt werden.

Zudem hat die Bundesregierung Leitplanken 
für die Begrenzung von Belastungen gesetzt und 
schafft so Planungssicherheit. Von der Stabilisie-
rung der Sozialversicherungsbeiträge bei maximal 
40 Prozent und der EEG-Umlage bei maximal  
6,5 ct/kWh im Jahr 2021 und maximal 6,0 ct/kWh 
im Jahr 2022 profitieren nicht nur die Unterneh-
men, sondern auch Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie die privaten Haushalte. Dafür werden 
insgesamt öffentliche Finanzmittel von rd. 16 Mrd. 
Euro eingesetzt.

für Maßnahmen zur Existenz
sicherung und die Entlastung von 
Unternehmen und Haushalten

für die Entlastung der Kommunen

10 MRD. EURO

MRD. EURO30JE
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STIMULATION DER NACHFRAGE

Neben den pandemiebedingten Schutzauflagen 
haben auch Einkommensrückgänge durch Kurz-
arbeit und Arbeitslosigkeit sowie die Unsicherheit 
über die weitere Entwicklung den Konsum welt-
weit geschwächt. 

Um die Binnennachfrage in der Breite zu stär-
ken, senkt die Bundesregierung die Mehrwertsteuer 
ab Juli temporär bis Ende des Jahres 2020 auf 16 
Prozent bzw. 5 Prozent für den ermäßigten Steuer-
satz. Zusätzlich erhalten Familien zeitnah einen 
einmaligen Kinderbonus von 300 Euro für jedes 
kindergeldberechtigte Kind, und der Entlastungs-
betrag für Alleinerziehende von bisher 1.908 Euro 
wird für die Jahre 2020 und 2021 auf 4.000 Euro 
angehoben. Zuvor wurde bereits die Mehrwert-
steuer für Speisen im Gastronomiegewerbe ab dem 
1. Juli für ein Jahr von 19 Prozent auf 7 Prozent ge-
senkt. Diese Maßnahmen addieren sich zu einem 
Konsumimpuls von rd. 27 Mrd. Euro. In einzelnen 
Sektoren werden Kaufimpulse gesetzt, die gleich-
zeitig eine Lenkungswirkung hin zu zukunftsfähigen 
Technologien entfalten können. So wird im Auto-
mobilsektor die Umweltprämie für den Kauf von 
Elektrofahrzeugen bis Ende 2021 verdoppelt. 

INVESTITIONEN ZUR STÄRKUNG VON 
ZUKUNFTSBEREICHEN UND VON NEUEN 
TECHNOLOGIEN 

Investitionen öffentlicher und privater Akteure 
sind auf dem Weg aus der Krise von zentraler Be-
deutung. Sie spiegeln die Erwartung auf künftige 
Einkommens- und Beschäftigungschancen wider, 
stärken die wirtschaftliche Substanz und sichern 
die Erneuerung der Wirtschaft. Die durch die Bun-
desregierung gesetzten Anreize sorgen bereits kurz-
fristig für hohe inländische Multiplikatoreffekte 
und einen starken Konjunkturimpuls der einge-
setzten öffentlichen Mittel. Langfristig verbessern 
diese die Wettbewerbsfähigkeit und erhöhen das 
Produktionspotential unserer Volkswirtschaft.

Die Bundesregierung unterstützt gezielt pri-
vate Investitionen. Die Ausweitung der steuerlichen 
Forschungszulage fördert private Investitionen auf 
breiter Front. Zusätzlich wird ein besonderes Au-
genmerk auf die Zukunftsfelder Digitalisierung, 
Mobilität, Energiewende und Klimaschutz gerichtet. 

Wichtige Schwerpunkte im Bereich Digitali-
sierung sind die Förderung der Künstlichen Intel-
ligenz und des Quantencomputings. Zudem treibt 
die Bundesregierung den Ausbau notwendiger  
Infrastruktur durch zusätzliche Mittel für den 
Breitbandausbau, Mobilfunk für Schienennetze 
und ein flächendeckendes 5G-Netz voran. Flankiert 
werden diese Mittel durch erweiterte Abschrei-
bungsmöglichkeiten für digitale Wirtschaftsgüter 
und Programme zur weiteren Digitalisierung von 
Unternehmen und Verwaltung.

Von Juli bis zum 
Jahresende 2020 
senkt die Bundes-
regierung die 
Mehrwertsteuer 
auf 16 % bzw. 5 % 
für den ermäßig-
ten Steuersatz.

IN KÜRZE

UNTERSTÜTZUNG  
ZUR EXISTENZSICHERUNG 
DURCH DIE NEUE 
ÜBERBRÜCKUNGSHILFE

zur Stimulation der Nachfrage, z. B. 
durch Senkung der Mehrwertsteuer 
und den Kinderbonus

27MRD. EURO
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Für das Zukunftsfeld Mobilität stellt die Bundes-
regierung zusätzliche Mittel für Forschung in der 
Fahrzeugzulieferindustrie sowie im Bereich der 
Elektromobilität und der Batteriezellfertigung  
bereit. Zielgerichtete Flottenaustauschprogramme 
und eine Ausweitung der Ladesäuleninfrastruktur 
erleichtern den Wechsel auf emissionsärmere 
Fahrzeuge. Gezielte industriepolitische Anreize in 
neue Technologien werden auch durch Innovati-
onsförderung in der Schifffahrt und bei Flugzeu-
gen gesetzt. 

Herzstück der Maßnahmen im Energiebe-
reich ist die nationale Wasserstoffstrategie ein-
schließlich des Aufbaus außenwirtschaftlicher 
Partnerschaften für diesen Zweck. Weiterhin stockt 
die Bundesregierung das erfolgreiche CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm auf und weitet die projekt-
bezogene Forschung im Energiebereich aus (u. a. 
Digitalisierung und Reallabore der Energiewende). 
Diese gesamten privaten Investitionsanreize um-
fassen über den Zeitraum von 2020 bis 2022 ein 
Volumen von rund 35 Mrd. Euro.

Sinnvoll ergänzt werden die Impulse im pri-
vaten Bereich mit der Ausweitung öffentlicher In-
vestitionen in wichtige Zukunftsbereiche. Die Bun-
desregierung zieht bereits geplante Investitionen 
vor und nimmt eine Mittelaufstockung für die 
Deutsche Bahn vor. Auch die Digitalisierung der 
eigenen Verwaltung treibt die Bundesregierung mit 
einer umfassenden Registermodernisierung und 
der zügigen Umsetzung des Online-Zugangs- 
gesetzes weiter voran. Um die dringend erforder-

liche Modernisierung der öffentlichen Infrastruktur 
auf allen staatlichen Ebenen zu beschleunigen, 
werden die Konditionen der Förderprogramme des 
Bundes attraktiver gestaltet, Mittel temporär auf-
gestockt und die Ausrichtung auf Klimaschutz und 
moderne Mobilität gestärkt. Mit zeitweisen Erleich-
terungen des Vergaberechts soll zudem gewähr-
leistet werden, dass die öffentliche Hand noch 
schneller und effizienter investieren kann.

Darüber hinaus trägt die Aufstockung der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) zur Erreichung des 
langfristigen Ziels vergleichbarer Lebensverhält-
nisse in den Regionen bei. Die gesamten Maßnah-
men, mit denen Länder und Kommunen finanziell 
unterstützt werden, umfassen ein Finanzvolumen 
von rd. 10 Mrd. Euro.

Um zukünftig einen erneuten Shutdown der 
Wirtschaft zu vermeiden, ohne dabei die Gesund-
heit der Bevölkerung zu gefährden, stärkt die Bun-
desregierung das Gesundheitssystem. Sie investiert 
hier mit dem „Pakt für den öffentlichen Gesund-
heitsdienst“, dem „Zukunftsprogramm Kranken-
häuser“ sowie Förderungen für die inländische 
Medizinproduktion, Impfstoffentwicklung, Schutz-
ausrüstungsreserven und humanitäre Hilfe. Mit 
der Bereitstellung weiterer Mittel für Kindertages-
stätten, Ganztagsschulen und Sportstätten stärkt 
die Bundesregierung zudem das Bildungssystem 
und die Lebensqualität in Deutschland. 

UNTERNEHMEN UND  
BÜRGERINNEN UND  
BÜRGER ENTLASTEN:  
BEGRENZUNG DER  
SOZIALVERSICHERUNGS- 
BEITRÄGE UND SENKUNG 
DER EEG-UMLAGE

für private Investitionen 
in Zukunftsfelder

35 MRD. EURO
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DR. VERENA LAUBER, DR. LISA OBERLÄNDER,
DR. DAVID BÜTTNER 
Referat: Finanzpolitik und konjunkturpolitische 
Koordinierung
 
schlaglichter@bmwi.bund.de

KONTAKT

ENTLASTUNG DER KOMMUNALEN EBENE

Der finanzielle Spielraum einiger Kommunen war 
bereits vor der Corona-Pandemie eng bemessen und 
wird sich durch die Krise in vielen Regionen weiter 
verringern. Kommunale Infrastrukturen und Dienst-
leistungen sind jedoch wesentliche Voraussetzungen 
für die mittelfristige Wirksamkeit der Konjunktur- 
und Krisenbewältigungsmaßnahmen und auch ein 
großer Teil der öffentlichen Investitionen liegt letzt-
endlich in kommunaler Verantwortung. Der Bund 
wird die Kommunen daher dauerhaft durch die 
Übernahme von zusätzlichen 25 Prozent der Kosten 
der Unterkunft und Heizung (KdU) finanziell ent-
lasten (Volumen: 4 Mrd. Euro p.a.). Dies betrifft auch 
solche Kommunen, die zugleich eine hohe Verschul-
dung aufweisen. Zusätzlich werden die Kommunen 
für den Ausfall der Gewerbesteuereinnahmen wäh-
rend der Corona-Krise jeweils zur Hälfte von Bund 
und den Ländern kompensiert. Dies schafft substan-
zielle Spielräume für wichtige kommunale Zu-
kunftsinvestitionen in Digitalisierung, Bildung und 
Verkehrsinfrastruktur. Kommunale Unternehmen 
erhalten zudem einen besseren Zugang zum KfW-
Förderkredit „IKU – Investitionskredit Kommunale 
und Soziale Unternehmen“. 

für öffentliche Investitionen

AUSBLICK

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren 
gut gewirtschaftet, so dass wir die Kosten eines so 
umfangreichen Pakets schultern können. Wesent-
lich ist jetzt eine rasche Umsetzung der Beschlüsse. 
Dies ermöglicht eine zeitnahe Rückkehr zu einem 
stabilen Wachstum und damit auch die zügige Rück-
führung der Schulden. Der Umsetzungsprozess,  
insbesondere die Änderungen im Steuerrecht, und 
die Verabschiedung eines weiteren Nachtragshaus-
halts 2020, ist in vollem Gange. Ziel ist es, diesen 
noch vor der parlamentarischen Sommerpause 
abzuschließen. Maßnahmen zur Liquiditätssiche-
rung und zur Konsumbelebung werden ihre Wirk-
samkeit schon in der zweiten Jahreshälfte 2020 
entfalten. Dies eröffnet neue Spielräume für Inves-
titionen und Beschäftigungsaufbau. Das umfang-
reiche Zukunftspaket zur Investitionsförderung 
trägt ab 2021 zu einem breiten Wachstum bei. Al-
lerdings sind in der Krise insbesondere die Sozial-
systeme stark belastet. Umso wichtiger wird es sein 
auch die vor der Krise bereits erkannten notwen-
digen Reformen zur Verbesserung der Strukturen 
des Sozialsystems aktiv anzugehen und so eine 
übermäßige Belastung nachfolgender Generatio-
nen zu vermeiden. Das BMWi wird die Umsetzung 
und die Wirkung der Einzelmaßnahmen laufend 
beobachten und bewerten. Mit Blick auf mögliche 
zukünftige Krisen und angesichts der historischen 
Dimension des Pakets wird das BMWi die Wirkung 
der Maßnahmen möglichst frühzeitig eingehend 
evaluieren.

Kommunale In
frastrukturen und 
Dienstleistungen
Sind wesentliche 
Voraussetzungen
für die mittelfris-
tige Wirksamkeit 
der Maßnahmen.

IN KÜRZE

35 MRD. EURO
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